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Gesetzentwurf zur Zwangstarifeinheit: dbb kündigt Verfassungsklage an 
 
(dbb) Der dbb beamtenbund und tarifunion hat die Bundesregierung am Morgen des 11. 

Dezember 2014 nochmals nachdrücklich aufgefordert, von dem geplanten Eingriff in die 
grundgesetzlich garantierte Koalitionsfreiheit abzusehen.  

 
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 

kritisierte wenige Stunden vor der Abstimmung 
zum Tarifeinheitsgesetz im Bundeskabinett die 

geplanten tiefgreifenden Einschnitte in das 

bewährte deutsche Arbeitskampfrecht: „Wir 
haben erhebliche verfassungsrechtliche Be-

denken. Obwohl Streikrecht und Friedens-
pflicht im Gesetzestext nicht ausdrücklich er-

wähnt werden, ist doch das ganze Gesetz da-

rauf ausgerichtet, Arbeitskämpfe kleinerer 
Gewerkschaften dadurch zu untersagen, dass 

sie von Arbeitsgerichten stets als unverhält-
nismäßig, weil auf ein rechtlich unmögliches 

Ziel gerichtet, angesehen würden. Außerdem 

wird auch das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung tangiert, wenn die Gewerk-

schaftszugehörigkeit der Beschäftigten ohne 
deren Zustimmung offengelegt wird, um die 

Stärke einer Gewerkschaft im ‚Betrieb‘ zu mes-
sen.“ 

 

Sollte die Zwangstarifeinheit tatsächlich in der 

vorgesehenen Form vom Gesetzgeber be-
schlossen werden, bleibe dem dbb nur der 

Weg vor das Bundesverfassungsgericht. Dau-

derstädt: „Natürlich werden wir den Rechtsweg 
beschreiten. Die Koalitionsfreiheit ist ein viel zu 

hohes Gut, um sie zum Gegenstand kurzsichti-
ger Tauschgeschäfte zwischen BDA, DGB und 

Bundesregierung zu machen. Wir sind sicher, 

dass das Projekt in seiner jetzigen Form einer 
Prüfung in Karlsruhe nicht standhalten würde 

und können die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund nur warnen, das Gesetzesvorha-

ben weiter zu verfolgen. Die Politikerverdros-

senheit in der Bevölkerung – auch und vor 
allem im öffentlichen Dienst – wird weiter ge-

fördert, wenn Bundesregierung und Bundestag 
immer öfter Gesetze beschließen, die über kurz 

oder lang vom Bundesverfassungsgericht 
nachgebessert oder kassiert werden müssen.“ 

(01/47/14) 

 
Ausschreibung Innovationspreis 2015: 
dbb sucht gute Ideen für den öffentlichen Dienst  
 
(dbb) Der dbb schreibt für 2015 erneut seinen mit 20.000 Euro dotierten Innovationspreis 

aus. „Tag für Tag und rund um die Uhr sorgt Deutschlands öffentlicher Dienst dafür, dass 
unser Gemeinwesen funktioniert. Angesichts des demografischen Wandels steht er vor 

vielfältigen Herausforderungen. Er muss fit sein für morgen. Er muss mit seinen Aufgaben 
wachsen - modern, innovativ und kreativ. Diesen Part schultern die Menschen, die im öf-

fentlichen Dienst arbeiten, ihn organisieren und praktizieren - sie stecken voller guter 

Ideen. Diese Ideen und das damit verbundene Engagement möchten wir mit dem dbb 
Innovationspreis würdigen“, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt zum 

Start der Ausschreibung am 10. Dezember 2014 in Berlin. 

 
Als preiswürdige Innovation kommen Vor-
schläge in Betracht, die sich mit den aktuellen 

Herausforderungen in allen Verwaltungsebe-
nen des Bundes, der Länder und Kommunen 

befassen, heißt es in der Ausschreibung, die 

beispielhaft zunehmende Digitalisierung, sys-
tematisches Gesundheitsmanagement, Arbeits-

verdichtung, Personalentwicklung und Nach-
wuchsgewinnung nennt und sich an Behörden, 

wissenschaftliche und politische Institutionen 

sowie an Einzelpersonen in Deutschland und 
im deutschsprachigen Raum richtet, die inno-

vative Ideen für den öffentlichen Dienst haben. 
Bewerbungsschluss ist am 6. März 2015. Ver-

liehen wird der Award im Rahmen des Kon-

gresses neueVerwaltung am 2. Juni 2015 in 
Leipzig. 

 
Der dbb Innovationspreis wird seit 2011 verlie-

hen und alle zwei Jahre ausgeschrieben. Die 

Preisträger ermittelt eine Jury, zu der neben 
dem dbb Bundesvorsitzenden Klaus Dauders-

tädt und der stellvertretenden dbb Bundesvor-
sitzenden Kirsten Lühmann hochrangige Ver-

treter von Politik, Verwaltung, Forschung und 

Verbänden gehören. Der dbb Innovationspreis 
2013 ging an das kommunale Online-

Informations- und Serviceportal 
'MeinServiceStuttgart', einen Sonderpreis er-

hielt der Landkreis Friesland für seine Web-
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Plattform 'Liquid Friesland' als neuen Weg in 
der Bürgerbeteiligung. 

 

Weitere Informationen und die komplette Aus-
schreibung gibt es online: 
http://www.dbb.de/innovationspreis.html 

(02/47/14) 

 
 

Einkommensrunde 2015: Vorbereitende Branchentage beendet  
 
(dbb) Bevor Anfang 2015 die Verhandlungen über den Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst der Länder beginnen, von dem etwa 2,4 Millionen Beschäftigte betroffen sind, hat 

der dbb auf bundesweiten Branchentagen die Diskussion mit den Mitgliedern seiner 
Fachgewerkschaften gesucht. Die Kolleginnen und Kollegen machten sich dabei das Motto 

„Sie und Ihre Meinung: Unverzichtbar!“ zu eigen und brachten ihre Erwartungen und in-
haltlichen Forderungen in lebhaften Diskussionen mit Vertretern ihres gewerkschaftlichen 

Dachverbandes  zur Sprache. Zum Auftakt hatten sich am 27. Oktober 2014 weit über 100 

Beschäftigte der Polizei im baden-württembergischen Böblingen getroffen, den Schluss-
punkt setzten am 9. Dezember Justizvollzugsdienstete in Hamburg. Bundesweit hatte es 

16 Branchentage gegeben, an denen sich unter anderem die dbb-
Mitgliedsgewerkschaften komba, DSTG, DPolG, VDStra., VBE, DPhV, BSBD, BDF und vdla 

beteiligt hatten. Zentrale Forderungen: Angemessene Bezahlung und Personalausstat-

tung, mehr Einsatz für Nachwuchsgewinnung und –förderung, Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Beamtinnen und Beamten. 

 
„Unserem Ziel, mehr Diskussion, mehr Mobili-

sierung und mehr Entschlossenheit bereits im 
Vorfeld der eigentlichen Verhandlungsrunden 

zu erreichen und zu demonstrieren, haben uns 

diese Diskussionsveranstaltungen ein großes 
Stück näher gebracht“, zog Willi Russ, Zweiter 

Vorsitzender und Fachvorstand Tarifpolitik des 
dbb, eine erste Bilanz der Branchentage. „Und 

das ist auch notwendig. Denn wir müssen uns 
darüber im Klaren sein, dass auch im öffentli-

chen Dienst nichts mehr erreicht werden kann, 

wofür wir uns nicht alle gemeinsam einsetzen“, 
so Russ, der im kommenden Jahr die Tarifver-

handlungen mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL) führen wird. „Die vorge-

brachten Argumente nehmen wir mit an den 

Verhandlungstisch“, versicherte Russ.  
 

Gleichfalls ein großes Thema: Die zunehmende 
Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst. Der stellvertretende dbb Bundesvorsit-
zende und Fachvorstand Beamtenpolitik Hans-

Ulrich Benra sagte in Böblingen: „Wir haben in 

den vergangenen Monaten erlebt, wie etwa 
Beschäftigte von Finanzämtern oder der Ar-

beitsagentur gezielt attackiert wurden. Das ist 
in dieser Form ein neues Phänomen. Bei der 

Polizei – man muss es leider so sagen – gehö-

ren solche Erfahrungen schon länger zum trau-
rigen Alltag. Der Staat muss hier endlich rea-

gieren und seine Beschäftigten besser schüt-
zen.“ 

 

Den 150 Lehrerinnen und Lehrern, die sich am 

6. November in Dortmund trafen, ging es da-
rum, die bislang von Bundesland zu Bundes-

land unterschiedliche und damit willkürliche 

Bezahlung zu kritisieren. Ihnen sagte Russ: 
„Wir wollen eine Entgeltordnung für Lehrkräfte 

(L-EGO), damit endlich Schluss ist mit der ein-
seitigen Festlegung der Eingruppierung der 

tarifbeschäftigten Lehrerinnen und Lehrer 
durch die Arbeitgeber. Die Bezahlung müssen 

die Tarifvertragspartner einvernehmlich regeln, 

damit Bezahlung nach Gutsherrenart unter-
bleibt.“ Zudem müssen 25 Jahre nach dem 

Mauerfall auch endlich die Ost-West-
Unterschiede im Tarifrecht des öffentlichen 

Dienstes fallen, etwa bei der Jahressonderzah-

lung und beim Kündigungsschutz, machten 
sächsische Lehrerinnen und Lehrer am 10. 

November in Chemnitz deutlich.  
 

Am 26. November unterstrichen Gymnasialleh-
rer, die sich in Weißenfels (Sachsen-Anhalt) 

trafen, dass es besonders wichtig sei, das Ta-

rifergebnis zeit- und wirkungsgleich auf die 
verbeamteten Kolleginnen und Kollegen zu 

übertragen. Die meist unterschiedliche Über-
tragung der Tarifeinigung zwischen den Län-

dern führe zu einer weiteren Auseinanderent-

wicklung in der Besoldung und Versorgung der 
Beamtinnen und Beamten mit einer Hoch-

schulausbildung. Wer hochmotivierte Lehrkräf-
te haben will, müsse deren Leistung besser 

honorieren.  

http://www.dbb.de/innovationspreis.html
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„Sicherheit hat ihren Preis“ – das machten 
Straßenwärterinnen und Straßenwärter auf 

ihren Branchentagen am 7. November im 
niederbayerischen Plattling und am 28. No-

vember in Wittlich (Rheinland-Pfalz) klar. „Wer 

tagtäglich diesen gefährlichen Job macht und 
volles Risiko geht, um für sichere Straßen zu 

sorgen, muss angemessen und fair bezahlt 
werden“, sagte Willi Russ in Plattling. Ein Ein-

kommensrückstand im Länderbereich gegen-

über der Bezahlung in den Kommunen sei für 
die Beschäftigten nicht hinnehmbar. 

 
Beschäftigte der Finanzverwaltung in 

Nordrhein-Westfalen (20. November, Düssel-

dorf) und Niedersachsen (25. November, Ver-
den an der Aller) beklagten Arbeitsüberlastung 

und Überregulierung des Steuerrechts durch 
den Gesetzgeber. Nur mit mehr Personal, das 

machten sie eindringlich klar, könne die Flut 
von Steuererklärungen und Anträgen bewältigt  

werden. Kolleginnen und Kollegen von Berufs-

feuerwehren und Rettungsdiensten nutzten 
ihren Branchentag am 20. November in Reck-

linghausen (NRW), um auf die mit ihrem Job 
verbundenen Gefahren hinzuweisen und ein 

anderes, brennendes Thema anzusprechen: 

Die dringend notwendige Nachwuchsgewin-
nung. Der Bundesvorsitzende der komba ge-

werkschaft, Fachgewerkschaft für den Kom-
munal- und Landesdienst, und stellvertretende 

dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach sag-
te: „Hoch motivierte, gut ausgebildete Feuer-

wehrleute und Retter bekommt man nicht für 

ein Butterbrot. Aber neben adäquater Bezah-
lung sind auch Karrierechancen und Nach-

wuchsförderung wichtig für die Zukunft der 
Berufsfeuerwehren.“ In Anbetracht der demo-

grafischen Struktur des öffentlichen Dienstes 

brauche es neben Neueinstellungen auch mehr 
Beförderungen und entsprechend dotierte 

höherwertige Stellen.  
 

Dass das Personal in vielen Universitätskliniken 

bereits an der körperlichen Belastungsgrenz 
arbeitet, machten Beschäftigte der Uniklinik 

Bonn in ihrer Diskussion am 21. November 
klar. Krankenhäuser dürften nicht länger auf 

Verschleiß gefahren werden, sonst leide so-
wohl die Gesundheit der Patienten als auch die 

des Personals.  
 

Forstbeschäftigte nutzten ihren Branchentag 

am 4. Dezember in Leipzig, um neben einer 
Tariferhöhung, Perspektiven für den forstlichen 

Nachwuchs und einer vergleichbaren Bezah-
lung gleicher Tätigkeiten auch ein Ende der 

Befristungen von Arbeitsverträgen zu fordern. 

Die Wertschätzung für den Wald als wirtschaft-
liche Ressource, als Ökosystem und Erholungs-

faktor sei groß. Die Wertschätzung für die 
verantwortungsvolle Arbeit der Forstleute lasse 

aber zu wünschen übrig. 

 
„Wir lassen uns nicht über den Tisch ziehen“ – 

das machten Polizistinnen und Polizisten nicht 
nur in Böblingen, sondern auch auf weiteren 

Branchentagen in Berlin (27. November) und 
in Hamburg (3. Dezember) klar. Für eine faire 

Bezahlung für den gefährlichen und verantwor-

tungsvollen Job seien die Kolleginnen und Kol-
legen zu einer kampfbetonten Tarifauseinan-

dersetzung bereit. Der dbb Bundesvorsitzende 
Klaus Dauderstädt machte in Berlin deutlich, 

dass Einkommensunterschiede, wie sie derzeit 

zu Beschäftigten des Bundes und der Kommu-
nen bestehen, für die im Landesdienst Tätigen 

nicht hinnehmbar seien. So betrage der Ab-
stand zu Bund und Kommunen jetzt 1,42 Pro-

zent, ab März 2015 sogar 3,85 Prozent. „Für 
die Beamtinnen und Beamten in Berlin wie in 

den anderen Ländern fordern wir eine parallele 

Übernahme der Tarifanpassungen. Aber wäh-
rend der Bund eine gute Übernahmepraxis 

vormacht, tun dies die Länder nur teilweise“, 
kritisierte Dauderstädt.  

 

Am 18. Dezember 2014 werden die Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in Berlin ihr 

Forderungspaket für die Einkommensrunde 
2015 beschließen. Die Verhandlungen mit der 

TdL beginnen am 16. Februar 2015 in Berlin 

und werden am 26. Februar beziehungsweise 
16. März in Potsdam fortgesetzt. 

(03/47/14) 

 

 

Rentenregelungen – Entweder generell übertragen oder gar nicht 
 
(dbb) Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt hat bekräftigt, dass die jüngsten 

Verbesserungen im Rentenrecht wirkungsgleich auf den Beamtenbereich übertragen 
werden müssen. Im Gespräch mit der Zeitung „Schwarzwälder Bote“ (Ausgabe vom 8. 

Dezember 2014) verwies er darauf, dass man über Jahrzehnte hinweg Verschlechterun-



 

aktuell Nr. 47 vom 11.12.2014  5 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

gen in der Rente auch auf die Beamten übertragen hat. „Also die Anhebung der Alters-
grenze in Richtung 67 Jahre oder die Absenkung des Versorgungsniveaus von 75 auf 71,5 

Prozent der letzten Bruttobezüge. Wenn jetzt mal etwas Positives kommt wie die ab-
schlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren mit 63 oder auch die Mütterrente, die verbes-

sert worden ist, dann können wir nicht einfach so tun, als wären die Beamten jetzt nicht 

mit dabei. Entweder man macht generell wirkungsgleiche Übertragung oder man lässt es 
ganz. Wir sagen, das muss man parallel vollziehen, bei negativen wie bei positiven Ent-

wicklungen“, so der dbb Chef. 

 
In der Frage der Mütterrente sei in Bayern eine 
Umsetzung erreicht worden, stellte Dauders-

tädt fest. „Mit dem Bund streiten wir noch. Wir 

haben die Hoffnung gehabt, der Bund würde 
das auch nachvollziehen. Nun warten viele 

Bundeslander ab, was der Bund macht. Wir 
haben unsere Forderung aber keineswegs 

aufgegeben“, sagte Dauderstädt. Bundesin-

nenminister Thomas de Maizière habe zwar 
jetzt erklärt, er werde dazu kein Gesetz vorle-

gen. „Aber wir sehen uns im Januar auf unse-
rer Jahrestagung in Köln, und ich habe ihm 

schon angekündigt, dass wir da wieder das 

Florett kreuzen werden. Ich würde es auch 
aushalten, wenn Verbesserungen erst im 

nächsten oder übernächsten Jahr eintreten. 
Dann aber mit Wirkung auf die Vergangen-

heit.“ 

(04/47/14) 

 

 

dbb Spitze zu Gesprächen bei Burkhard Lischka und Werner Gatzer  
 
(dbb) Bei einem ersten Meinungsaustausch mit dem neu gewählten innenpolitischen 

Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Burkhard Lischka, am 5. Dezember 2014 haben der 
dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt und der dbb Vize und Fachvorstand Beamten-

politik Hans-Ulrich Benra die Gelegenheit wahrgenommen, die aktuellen Herausforderun-
gen sowie die Erwartungshaltung des dbb bei der Übertragung von renten- und sozial-

rechtlichen Gesetzgebungsvorhaben in das Beamtenrecht zu beschreiben. Neben der ver-

besserten Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in der Beamtenversorgung ist 
dies insbesondere auch die wirkungsgleiche Übertragung der Regelungen des Pflegezeit-

gesetzes auf Beamtinnen und Beamte.  

 
Der dbb Bundesvorsitzende brachte zudem die 
Bedenken des dbb zum beabsichtigten Tarif-

einheitsgesetz zum Ausdruck. Er verwies ins-

besondere auf die umfangreichen Bemühun-
gen zur Verhinderung der geplanten Regelun-

gen, von deren Verfassungswidrigkeit der dbb 
überzeugt ist. „Sollte der Gesetzentwurf in 

Kraft treten, werden wir uns mit Nachdruck 
dagegen zur Wehr setzen und auch nicht da-

vor zurückschrecken, das Bundesverfassungs-

gericht anzurufen“, so Dauderstädt. Es bestand 
Einvernehmen, Lösungsmöglichkeiten einer 

Verbesserung der personalvertretungsrechtli-
chen Beteiligung - insbesondere bei ressort-

übergreifenden Verwaltungsmodernisierungs-

maßnahmen - , aber auch sonstigen Reform-
bedarf im Personalvertretungsrecht weiter zu 

erörtern, ebenso wie eine verbesserte Beteili-
gung des dbb bei parlamentarisch initiierten 

Gesetzgebungsvorhaben, bei denen keine Be-
teiligung des gewerkschaftlichen Dachverban-

des vor einer Kabinettentscheidung möglich 

ist. 

Im Gespräch mit dem Staatssekretär im Bun-
desministerium der Finanzen Werner Gatzer 

am selben Tag überbrachte Hans-Ulrich Benra 

zunächst den Dank des dbb für die wirkungs-
gleiche Übertragung des Tarifergebnisses in 

den Beamtenbereich im Rahmen der Einkom-
mensrunde 2014/2015 beim Bund. Mit Blick 

auf die Arbeitszeit in der Bundesverwaltung 
bestand Einvernehmen, dass die zum Beispiel 

im Rahmen der Demografiestrategie diskutier-

te Ausweitung der Einrichtung von Langzeit-
konten und Verbesserungen der Teilzeitrege-

lungen gute Lösungsansätze zu einer weiteren 
Flexibilisierung der Arbeitszeit aller Beschäftig-

ten in diesem Bereich darstellen. Benra erläu-

terte zudem die Erwartungshaltung der Beam-
tinnen und Beamten an eine Reduzierung der 

Wochenarbeitszeit. Die Gespräche über eine 
Weiterführung des Flexibilisierungskurses und 

damit verbunden mögliche künftige arbeits-
zeitmäßige Entlastungen werden fortgesetzt. 

(05/47/14) 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

30 Tage Urlaub für alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst – jetzt auch in M-V! 
 
(dbb) Mit Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt I S. 2831 ist nunmehr die letzte Hürde 

der Änderung der Erholungsurlaubsverordnung des Bundes, die aufgrund der Tatsache, 

dass das Land hier keine eigene Regelung getroffen hat, auch in Mecklenburg-
Vorpommern Anwendung findet, überwunden worden. 

 
Für Landes- und Kommunalbeamte ist rückwir-

kend zum 1. Januar 2014 die Aufhebung der 
Staffelung des Urlaubsanspruchs nach dem 

Alter erfolgt, alle erhalten einheitlich 30 Tage 

Urlaub. 
 

„Jetzt haben alle, insbesondere auch die frisch 
verbeamteten jungen Lehrer sowie Anwär-

ter/innen Klarheit über ihren Urlaubsanspruch 

für das laufende Jahr sowie die kommenden 

Jahre“, erklärte der dbb Landeschef Dietmar 
Knecht am 4. Dezember 2014 in Schwerin. 

„Diese Maßnahme war längst überfällig und 

lange erwartet, immerhin haben bereits alle 
Tarifbeschäftigten des Landes 30 Tage Ur-

laubsanspruch.“ 
(06/47/14) 

 

 

tbb zum Thüringer Koalitionsvertrag  
 
(dbb) Der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen hat am 5. Dezember 2014 dem neu-
en Ministerpräsidenten von Thüringen, Bodo Ramelow, zur Wahl gratuliert und ihm und seiner 
neu gebildeten Regierung viel Erfolg gewünscht.  

 
„Wir hoffen auf eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit im Sinne der Bediensteten des öf-
fentlichen Dienstes und für unser Land Thürin-
gen und achten auf die Einhaltung des Koaliti-
onsvertrages“, erklärte der Landesvorsitzende 
des Thüringer Beamtenbundes Helmut Lie-
bermann. 

 
In einem Elf-Seiten-Papier setzt sich der tbb 

umfassend und nicht unkritisch mit den im 

Koalitionsvertrag enthaltenen Aussagen zum 
öffentlichen Dienst in Thüringen auseinander. 

So kritisiert der tbb das fehlende Bekenntnis 

zum Berufsbeamtentum. Als wichtigste Her-
ausforderung für die neue Landesregierung 

sieht der tbb eine umfangreiche Aufgabenkritik 
in allen Bereichen der Landesregierung sowie 

die daran anknüpfende Schaffung eines res-

sortübergreifenden Personalentwicklungskon-
zeptes. Der tbb nimmt damit das im Koaliti-

onsvertrag der Rot-Rot-Grünen Regierung 
enthaltene Gesprächsangebot an. 

(07/47/14) 

 

 

dbb berlin im Gespräch mit Innensenator Henkel 
 
(dbb) Die Landesleitung des dbb berlin ist am 4. Dezember 2014 mit Innensenator Frank 
Henkel, seinen beiden Staatssekretären Bernd Krömer und Andreas Statzkowski, sowie 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Senatsverwaltungen Inneres und Sport, Finanzen 
sowie Justiz und Verbraucherschutz zum zweiten beamtenpolitischen Grundsatzgespräch 

zusammengekommen. Teilnehmer waren auch dbb Vertreter aus dem Hauptpersonalrat.  

 
In einem mehrstündigen konstruktiven Ge-
spräch wurden unter anderem Möglichkeiten 

für das Hinausschieben des Eintritts in den 

Ruhestand, die Stärkung des Ehrenamtes, 

Möglichkeiten zur Arbeitsentlastung von nicht 
freigestellten Personalratsmitgliedern und die 

Nicht-Übernahme von Bundesregelungen zur 

Beihilfe diskutiert. Breiten Raum habe auch die 
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die Debatte um die Förderung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes eingenommen, teilte 

der dbb berlin weiter mit.  
 

„Nicht zu allen Themen konnten Ergebnisse 

oder Übereinstimmungen gefunden werden“, 

zog dbb-Landesvorsitzender Frank Becker Bi-
lanz. Zu Einzelthemen werde es weitere Ge-

spräche auf Mitarbeiterebene geben.  
(08/47/14) 

 

 

dbb sachsen-anhalt im Gespräch mit Innenminister und CDU-Fraktionschef  
 
(dbb) Am 4. Dezember 2014 traf sich der Landesvorsitzende des dbb sachsen-anhalt, 
Wolfgang Ladebeck, mit Innenminister Holger Stahlknecht (CDU) zu einem Meinungsaus-

tausch. Im Mittelpunkt des Gespräches standen die Umsetzung der Polizeistrukturreform 
und aktuelle dienstrechtlichen Regelungen.  

 
„Trotz Polizeistrukturreform muss zur Siche-

rung einer effektiven Aufgabenerfüllung über 

das Jahr 2016 (Ende der Legislaturperiode) 
hinaus ein Personalbestand von nicht unter 

6.000 Beamten im Polizeivollzug und 1.000 
Bediensteten in der Verwaltung vorgehalten 

werden“, sagte Ladebeck.  
 

Nachdem die Verhandlungen über eine Dienst-

vereinbarung zwischen dem Polizeihauptperso-
nalrat und dem Innenministerium zur sozial-

verträglichen Umsetzung der Polizeistrukturre-
form gescheitert sind, wird das Ministerium 

nun eine Härtefallkommission einrichten. La-

debeck erwartet, dass die Deutsche Polizeige-
werkschaft (DPolG) an der Erarbeitung der 

Regularien für die Härtefallkommission beteiligt 
wird.  

 

In einem Gespräch mit dem Vorsitzenden der 
CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt, 

André Schröder, am 3. Dezember 2014 warb 

Ladebeck für Sonderregelungen bei der Anhe-

bung der besonderen Altersgrenzen und für 

die Wiedereinführung des Weihnachtsgeldes 
Außerdem forderte er, den jahrelangen Beför-

derungsstau in den einzelnen Ressorts konti-
nuierlich abzubauen. Ladebeck wiederholte die 

Kritik des dbb-Landesbundes an der geplanten 
Anhebung der besonderen Altersgrenzen für 

den Polizei- und Justizvollzugsdienst sowie den 

feuerwehrtechnischen Dienst. „Die pauschale 
Anhebung der Altersgrenzen von derzeit 60 auf 

62 Jahre berücksichtigt nicht deren besonders 
belastende Tätigkeiten. Gerade körperlich wer-

den an Beamte im feuerwehrtechnischen Ein-

satzdienst und an Polizeivollzugsbeamte hohe 
Anforderungen gestellt. Viele der über 60-

Jährigen sind nicht mehr in der Lage, diese zu 
erfüllen. Besonders für diese Berufsgruppen 

brauchen wir Sonderregelungen“, sagte Lade-

beck.  
(09/47/14) 

 

 

Nach tödlicher Attacke auf Jobcenter-Mitarbeiter: 
komba und DPolG mahnen besseren Schutz der Beschäftigten an  
 
(dbb) Nach der tödlichen Messerattacke auf einen externen Gutachter in einem Jobcenter 
in Rothenburg ob der Tauber haben die komba gewerkschaft und die Deutsche Polizeige-

werkschaft (DPolG) ihre Forderung nach einem besseren Schutz der Beschäftigten in Ein-
richtungen des öffentlichen Dienstes bekräftigt.  

 
„Dieser neue Fall zeigt, dass - obwohl die 

Sicherheitsmaßnahmen in zahlreichen Einrich-

tungen des öffentlichen Dienstes deutlich ver-
stärkt wurden - sie nicht ausreichen“, erklärte 

Ulrich Silberbach, Bundesvorsitzender der 
komba gewerkschaft und dbb Vize am 4. De-

zember 2014. Es sei eine „Gratwanderung“, 

individuelle Sicherheitssysteme einzurichten, 

denn die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 

dem Kunden solle nicht zerstört werden. 

„Schließlich sollen Jobcenter oder Sozialämter 
nicht zu Festungen werden“, so Silberbach.  

 
Die komba gewerkschaft beschäftigt sich seit 

Langem mit dem Thema „Sicherheit und Ge-

waltprävention in Kommunalverwaltungen“. 
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Der mit dem Institut für Polizei und Kriminal-
wissenschaften an der Fachhochschule für 

öffentliche Verwaltung Gelsenkirchen entwi-
ckelten aktuellen Studie mit Handlungsempfeh-

lungen sollen 2015 Fachschulungen folgen. So 

sollten Handlungskompetenzen, Deeskalations-
strategien, interkulturelle Kompetenzen ver-

pflichtend als Aus- und Weiterbildungsinhalte 
gelten, empfahl Silberbach.  

 

Die DPolG erinnerte daran, dass in der Koaliti-
onsvereinbarung von CDU/CSU und SPD der 

bessere strafrechtliche Schutz für die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes zugesagt wur-

de, bislang aber nichts passiert sei: Täglich 

finden gewalttätige Attacken auf Einsatzkräfte 
von Polizei und Feuerwehr statt, und die tödli-

che Attacke auf einen Mitarbeiter eines Job-
centers in Rothenburg ob der Tauber hat ge-

zeigt, dass auch die übrigen Beschäftigten des 

öffentlichen Dienstes immer wieder angegriffen 
und teilweise in tödliche Gefahr gebracht wer-

den. Die DPolG hatte im Juli diesen Jahres 
gegenüber dem Justizministerium gefordert, in 

die beabsichtigte Änderung des Strafgesetzbu-

ches den besseren Schutz für öffentlich Be-
schäftigte aufzunehmen. Dazu der DPolG-

Bundesvorsitzende Rainer Wendt: „Der Ge-
setzgeber hatte in das Strafgesetzbuch eine 

Regelung aufgenommen, wonach die Beweg-

gründe des Täters bei gewalttätigen Angriffen 
zu einer härteren Bestrafung führen. Neben 

fremdenfeindlichen oder sonstigen menschen-
verachtenden Motiven sollte nach unserem 

Vorschlag auch die gegen den Staat und seine 

Beschäftigten gerichtete Gewalt strenger be-
straft werden. Eine Reaktion des Gesetzgebers 

ist noch immer nicht erfolgt - so darf das nicht 
weitergehen.“ 

(10/47/14) 

 

 

DPolG sieht Verkehrssicherheitsarbeit weiterhin als Kernaufgabe der Polizei 
 
(dbb) Der Vorsitzende der Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK), 

Ralf Jäger, hat sich vor dem Treffen der Innenminister eindeutig zur polizeilichen Ver-
kehrssicherheitsarbeit als Kernaufgabe der Polizei bekannt. In einem Schreiben an den 

Bundesvorsitzenden der DPolG und den Vorsitzenden des Deutschen Verkehrssicherheits-

rates (DVR) stellte Jäger klar, dass die Verkehrssicherheitsarbeit der Polizeien der Länder 
eine unverzichtbare und gleichrangige Aufgabe neben der Einsatzbewältigung und Krimi-

nalitätsbekämpfung ist und bleibt. Diese Klarstellung war notwendig geworden, da der 
Arbeitskreis II der IMK zuletzt Zweifel am Stellenwert der Verkehrssicherheitsarbeit hat-

te aufkommen lassen, wie die DPolG am 9. Dezember 2014 mitteilte. Daraufhin hatten 

DPolG und DVR beim IMK-Vorsitzenden interveniert – erfolgreich.  

 
Der DPolG-Bundesvorsitzende Rainer Wendt 

sagte am Rande der DVR-
Mitgliederversammlung am 9. Dezember in 

Berlin: „DPolG und DVR begrüßen das eindeu-
tige Bekenntnis des IMK-Vorsitzenden zum 

Stellenwert der Verkehrssicherheitsarbeit der 

Polizei. Das Bestreben der Polizei dient vor 
allem der Verhinderung von Verkehrsunfällen 

mit schweren und schwersten Unfallfolgen. Es 
wäre fatal gewesen, wenn in der Öffentlichkeit 

der Eindruck entstanden wäre, dass diesem 

Ziel nicht mehr die gleiche Bedeutung wie 

bisher eingeräumt wird. Eine derartige Ände-

rung hätte auch künftige Bemühungen konter-
kariert, Aufmerksamkeit und Akzeptanz für 

polizeiliche Verkehrssicherheitsarbeit zu ver-
bessern. Dies wäre nicht nur für wichtige Pro-

jekte wie den „Blitzmarathon“ oder die vielfäl-

tige Präventionsarbeit der Polizei ein herber 
Rückschlag gewesen.“ Rainer Wendt wurde auf 

der DVR-Mitgliederversammlung in den Vor-
stand des Vereins gewählt.  

(11/47/14) 

 

 

VBE: Digitales Lernen an Deutschlands Schulen nicht möglich 
 
(dbb) „Die digitale Schule gibt es in Deutschland bislang nur virtuell entgegen aller An-

kündigungen der Politik.“ Das hat der VBE-Bundesvorsitzende Udo Beckmann am 9. De-

zember 2014 anlässlich der aktuellen Schülerbefragung von Bitkom und Learntec kriti-
siert. „Lehrer wie Schüler sehen darin ein Fiasko.“  
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Beckmann verwies auf die repräsentative for-

sa-Lehrerbefragung im Auftrag des Verbandes 

Bildung und Erziehung, die durch die aktuelle 

Befragung unter Schülern fast durchgängig 
bestätigt wird. „Die VBE-Umfrage hat unter 

anderem ergeben: Neun von zehn Lehrern 

verneinen das Vorhandensein von Klassensät-
zen mobiler Geräte. 22 Prozent der Lehrkräfte 

bundesweit haben noch keinerlei Zugang zu 
einem Dienst-PC in der Schule. Über 40 Pro-

zent haben keine geschützte Dienst-E-Mail-
Adresse.“ Nicht nur die IT-Ausstattung sei 

mittelalterlich, so Beckmann. Auch die War-

tung werde den Schulen allein überlassen. 

„Und die Aneignung von Kenntnissen für IT-

gestützten Unterricht eignen sich neun von 
zehn Lehrern auf privatem Wege an, weil Fort-

bildungsangebote fehlen.“ 
Beckmann weiter: „Die zuständige Politik muss 

endlich ihre Verweigerungshaltung aufgeben 

und die Mittel für eine zeitgemäße IT-
Ausstattung aller Schulen, auch der Grund-

schulen, bereitstellen. Dienstherren und Schul-
träger schieben das Thema als Privatangele-

genheit auf die Lehrer ab. Es muss Schluss 

damit sein, die digitale Agenda nur zu be-
schwören.“  

(12/47/14) 

 

 

Bundespolizei übernimmt Bundesbank-Objektschutz – DPolG kritisch  
 
(dbb) Die Bundespolizei soll den Objektschutz bei der Bundesbank übernehmen. Die Bun-
despolizeidirektion Koblenz wurde mit der Projektdurchführung zur Übernahme der Auf-

gabe "Objektschutz Bundesbank" beauftragt. Es liege bereits ein erster Entwurf eines 
Organisations- und Dienstpostenplans (ODP) vor, teilte die DPolG Bundespolizeigewerk-

schaft am 5. Dezember 2014 mit. Danach sollen 206 Dienstposten eingerichtet werden, 

von denen aber über 90 Prozent dem mittleren Dienst zugeordnet sind.  

 
Im Vergleich zu anderen Bundespolizeiinspek-
tionen für den Schutzbereich weicht dieser 

ODP-Entwurf in Bezug auf die Dienstposten-
bewertungen erheblich ab. Da die Bundesbank 

die zur Verfügung gestellten Planstellen finan-
zieren soll, liege die Vermutung nahe, dass 

diese spärlich ausfalle und nur Stellen der un-

teren Bewertungen davon bezahlt werden 
könnten, erklärte der Vorsitzende der DPolG 

Bundespolizeigewerkschaft, Ernst G. Walter. 
„In einer Zeit, in der wir um die Anhebung 

unserer Dienstposten von ein auf zwei Prozent 

im höheren und von 40 auf 50 Prozent im ge-
hobenen Dienst kämpfen, ist die für die Bewa-

chung der Bundesbank vorgesehene Stellen-
struktur von 93,5 Prozent im mittleren zu 

sechs Prozent im gehobenen und 0,5 Prozent 
im höheren Dienst eine echte Unverschämt-

heit." Die DPolG Bundespolizeigewerkschaft 

werde sich für eine bessere Stellenstruktur bei 
der neuen BPOLI Bundesbank einsetzen, so 

Walter.  
(13/47/14) 

  

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Der Bundesvorsitzende der Deutschen 

Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize 

Thomas Eigenthaler sieht derzeit wenig 
Spielraum für einen Abbau der kalten Progres-

sion. „Die Wirtschaft floriert, die Steuerein-
nahmen sind all die Jahre gestiegen, aber lei-

der sind auch die Ausgaben des Staates ge-
stiegen", sagte Eigenthaler am 9. Dezember 

2014 im Bayerischen Rundfunk. Er halte einen 

Abbau der kalten Progression in den nächsten 
Jahren dennoch für möglich. „Ich denke, dass 

die Parteien im Jahr 2016/2017 die Bundes-

tagswahl im Blick haben werden, von daher 

wird die Bereitschaft größer sein, etwas zu 

machen." Entscheidend werde aber sein, wie 
sich die Bundesländer verhalten. Denn sie 

müssten die Hälfte des Ausfalls bezahlen, so 
Eigenthaler.  

 
In seiner Herbstsitzung Anfang Dezember 2014 

in Dresden hat sich das Präsidium des Bundes 

Deutscher Rechtspfleger (BDR) vor allem mit 
den Auswirkungen des elektronischen Rechts-

verkehrs auf die Justiz befasst. Die ersten 

http://www.vbe.de/presse/pressedienste/aktuell/aktuell-detail/article/jeder-zweite-lehrer-ohne-geschuetzte-dienst-e-mail-adresse.html
http://www.vbe.de/presse/pressedienste/aktuell/aktuell-detail/article/jeder-zweite-lehrer-ohne-geschuetzte-dienst-e-mail-adresse.html
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Pilotierungen hierzu haben in einzelnen Bun-
desländern bereits begonnen. Die größte Ge-

fahr, so der BDR am 9. Dezember 2014, sehe 
man in einem automatisierten workflow. Dieser 

dürfe keinesfalls zu einer IT-gesteuerten Ent-

scheidung führen. „Der Mensch muss im Mit-
telpunkt stehen“, forderte der  Vorsitzende des 

BDR, Wolfgang Lämmer.  
 

Auf seiner Bundesvorstandssitzung am 5./6. 

Dezember 2014 in Münster/Westfalen hat der 
Verband Deutscher Realschullehrer (VDR) 

scharfe Kritik an der Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte an den 

Schulen zahlreicher Bundesländer geübt. Der 

VDR-Vorsitzende Jürgen Böhm sagte: „Kul-
tusministerien und –behörden bürden Kolle-

ginnen und Kollegen immer neue Aufgaben 
auf, ohne hinreichende Unterstützungssysteme 

vorzuhalten oder an anderer Stelle ausreichen-

de Entlastungsmöglichkeiten zu schaffen.“ Dies 
gelte beispielsweise für die „Mammutaufgabe“ 

der Inklusion, den rasanten medientechnischen 
Wandel in der Didaktik und Methodik der Un-

terrichtsfächer, die Individualisierung von 

Lernangeboten und für die weiterentwickelten 
Formen der Beurteilung und Bewertung schuli-

scher Leistungen.  
(14/47/14) 

 

 


